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Wasser verkauft man nicht

Referendumskomitee ruft zur Unterschriftenaktion auf

Verschiedene soziale Organisationen aus Südtirol sprechen sich strikt gegen eine Privatisierung von öffentlichen Diensten wie Wasserver- und Müllentsorgung aus.  Sie unterstützen die nationale Referendumskampagne zur Abschaffung des Gesetzes zur Privatisierung der Trinkwasserversorung. Der 24. April ist der Startschuss einer italienweiten Unterschriftenaktion. Auch für Südtirol ist jede Unterschrift wichtig. Das Assessorat für Umwelt unterstützt die Aktion.

Im November letzten Jahres hat das italienische Parlament die Privatisierung kommunaler Trinkwasserversorger ab Ende 2010 beschlossen. Dies schlechter Erfahrungen mit der freiwilligen Privatisierung und vieler zwingt die Regierung  per Gesetz die öffentlichen,  so lebenswichtige Dienstleistungen wie die Wasserversorgung privatisieren. Soziale Organisationen aus Südtirol und Gewerkschaften haben sich zu einem Referendumskomitee zusammengeschlossen und rufen zu einer Unterschriftenaktion für drei abschaffende Referenden des Art. 23 bis des Gesetzes 133/2008 auf.  Auch das Assessorat für Umwelt stellt sich hinter die Initiative.

"Außerdem bestünde beim lokalen Betreiber großes Engagement, gute Ortskenntnisse, der direkte Kontakte zur Bevölkerung und die Kentnis der lokalen Bedürfnisse. Würde hingegen die Wasserversorgung privatisiert, könnten sich all diese Vorteile in Schall und Rauch auflösen und es bestünde die große Gefahr von steigenden Wasserpreisen und mangelhaften Investitionen in die Leitungsnetze. Denn wer wolle in der Privatisierung schon auf zusätzliche Gewinne verzichten?", betont Landesrat Laimer. 

Um die drei abschaffenden Referenden durchführen zu können, sind 500.000 Unterschriften  italienweit notwendig. Auch die BürgerInnen aus Südtirol sind eingeladen, direkt in den Gemeinden oder bei den zuständigen Informationsständen ihre Unterschrift abzugeben. Die Listen liegen ab dem 01. Mai in allen Gemeinden Südtirols auf. Fast alle Parteien haben sich negativ zur Privatisierung der Wasserversorgung ausgesprochen. Aber dies schützt die BürgerInnen und die Gemeinden nicht vor einem Ausverkauf der Trinkwasserversorung.  Auch das Autonomiestatut verhindert nicht die Anwendung des italienischen Gesetzes in Südtirol. Nur ein Referendum kann das Gesetz abschaffen. 

Das Referendumskomitee weist darauf hin, dass man nicht weit schauen müsse, um die negativen Folgen der Wasserprivatisierung vielerorts zu beobachten. Ein Blick nach England reicht. 1989 verkaufte die britische Premierministerin Margaret Thatcher alle zehn staatlichen Wasser- und Abwasserunternehmen. Die Argumente waren damals jene der italienischen Regierung von heute. Sie versprach, dass die privaten Betreiber effizienter wirtschaften, enorme Investitionen vornehmen würden und ein preissenkender Wettbewerb ausgelöst werden würde. Das Ergebnis: In zehn Jahren stiegen die Preise für Wasser und Abwasser um 46 Prozent. Fast der gesamte Umsatzzuwachs ging  laut Regulierungsbehörde als Dividende an die Aktionäre. Bis heute hat in England nur jedes fünfte Haus einen Wasserzähler. 80 Prozent der Kunden erhalten pauschale Rechnungen. Das Rohrnetz ist so marode, dass 40 Prozent des Wassers versickert. Reparaturen werden nur im Notfall durchgeführt. Ein ähnliches Beispiel gab es in Potsdam. Dort beendete die Stadt nach drei Jahren das Wasserexperiment mit einem privaten Wasser-Multi. Die Preise waren nach der Teilprivatisierung in die Höhe gegangen, die Bürger auf die Straße.
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